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Dünsenerin gewinnt Wettbewerb

Dünsen. Mit ihrem Plakat gegen Komasau-
fen hat sich Laura-Sophie Wachtel den Lan-
dessieg geholt. Die 18-Jährige aus Dünsen hat
an einem Wettbewerb der Krankenkasse
DAK-Gesundheit teilgenommen und sich
niedersachenweit gegen mehr als 600 Kon-
kurrenten durchgesetzt. „Ich hätte nicht ge-
dacht, dass ich überhaupt einen Platz belege.
Das macht mich schon ziemlich stolz“, er-
zählt die Schülerin, die die 13. Klasse des
Gymnasiums Wildeshausen besucht und
sich derzeit auf ihr Abitur vorbereitet.

In ihrer Freizeit zeichnet und malt die
18-Jährige gerne. „Aber mehr so für mich zu
Hause“, sagt sie. Als sie den Aufruf zum Pla-
katwettbewerb gesehen hatte, sei ihr direkt
eine Idee gekommen. Die Frau in ihrem Bild
stehe für Freude am Leben und das Konfetti
für die Vielfalt an Möglichkeiten, dieses zu
gestalten. Die Person im unteren Teil ist da-
gegen nur noch „blau“. Sie habe sich in ihre
eigene Welt zurückgezogen, eine triste, düs-
tere, scheinbar ohne Ausweg. „Erscheint der
Alkohol zunächst als Mittel, um glücklich zu
sein und Spaß zu ha-
ben, wird hier also
deutlich, dass er
auch den Abgrund
bedeuten kann. Ko-
masaufen ist lebens-
gefährlich, Alkohol
erzeugt in großen
Massen schwere
Schäden“, sagt die
Siegerin.

Nach ihrem Erfolg
in Niedersachsen ist
Laura-Sophie Wach-
tel mit ihrem Bild
nun auf Bundesebene vertreten. Eine Bun-
desjury – unter anderem mit der Drogenbe-
auftragten der Bundesregierung, Daniela
Ludwig, und dem DAK-Vorstandschef And-
reas Storm – wird schließlich einen Bundes-
sieger bekannt geben. „Dass ich dafür noch
Chancen habe, freut mich sehr“, sagt die
Dünsenerin. Das Plakat des Bundessiegers
werde später für Werbezwecke verwendet.

Die Kampagne „bunt statt blau“ fand zum
elften Mal statt. „Im Kampf gegen das Ko-
masaufen sind Jugendliche ganz wichtige
Botschafter. Wenn Schülerinnen und Schü-
ler selbst auf die Risiken des Rauschtrinkens
hinweisen und Auswege aufzeigen, dann ist
dies eine wirkungsvolle Prävention“, sagt
Dirk Vennekold, Leiter der DAK-Landesver-
tretung Niedersachsen. Auch Laura-Sophie
Wachtel formuliert eine klare Botschaft zum
Thema Alkohol: „Nur um cool zu sein, Alko-
hol zu trinken, erscheint falsch, wie es viele
junge Menschen aber praktizieren. Auch
ohne viel Alkohol kann man Spaß haben.“

Sozialministerin Carola Reimann, Schirm-
herrin der Kampagne, hat die Ehrung der
Dünsenerin übernommen. Gerade in Zeiten
der Corona-Pandemie sei es wichtig, das
Thema Alkohol trinken zu thematisieren.
„Der Konsum des Alkohols hat sich von den
Clubs in das private Umfeld verlagert, wo co-
ronabedingt in kleinen Gruppen oder auch
allein Alkohol getrunken wird. Hier können
die Grenzen zwischen Genuss und Gewohn-
heit schnell verwischen und zur Gefahr wer-
den“, ist Reimann überzeugt.

„Komasaufen ist
lebensgefährlich“

Mit diesem Plakat gegen Komasaufen hat sich
Laura-Sophie Wachtel den Landessieg bei
einem Wettbewerb der Krankenkasse
DAK-Gesundheit geholt. FOTOS: FR

Laura-Sophie Wach-
tel aus Dünsen.

Bauarbeiten können losgehen
Neubau des Frauenhauses in Wildeshausen in den Startlöchern: Positives Signal vom Bund

Landkreis Oldenburg. Die Bewilligung hatte
sich verzögert, doch nun endlich steht sie:
die Förderung für das neue Frauen- und Kin-
derschutzhaus des Landkreises Oldenburg.
Wie die hiesige Bundestagsabgeordnete Su-
sanne Mittag (SPD) mitteilt, können die Bau-
arbeiten dank eines genehmigten sogenann-
ten vorzeitigen Maßnahmenbeginns schon
jetzt starten. „Das positive Signal sei nun
endlich durch den Bund gegeben worden“,
sagt Mittag. Mit der offiziellen Zusage und
Überreichung des Förderbescheids wird im
ersten Quartal 2021 gerechnet.

Das Frauen- und Kinderschutzhaus des
Landkreises Oldenburg in Wildeshausen
kann derzeit nicht mehr als sechs Frauen und
vier Kindern Schutz bieten. Ein Neubau, den
der Sozial- und Gesundheitsausschuss des
Landkreises bereits im November 2019 be-
schlossen hatte, soll die Kapazitäten erhö-
hen. Der größere Neubau am Standort Wil-
deshausen soll zukünftig Platz für zehn
Frauen und 20 Kinder bieten (wir berichte-
ten).

Der Landkreis Oldenburg investiert insge-
samt 2,18 Millionen Euro in diesen Neubau.
90 Prozent der Kosten übernehmen davon
Bund und Land. Die Bewilligung und damit
auch der Baubeginn hatten sich verzögert,
weil zurzeit viele Förderanträge aus diversen
Landkreisen bearbeitet werden müssen, er-
läutert Susanne Mittag. Sie weiß, wie wich-
tig dieses Bauprojekt ist: „Das Haus ist in die

Jahre gekommen, 1968 wurde es gebaut, seit
1993 wird es als Frauenhaus genutzt.“ Der
Landkreis habe ursprünglich damit gerech-
net, dass noch in diesem Jahr mit dem Abriss
des alten Frauenhauses und dem Neubau be-
gonnen werden kann. „September wurde als
Wunschtermin für einen Baubeginn ge-
nannt. Daher freue ich mich, dass sie doch
jetzt bereits mit den Maßnahmen beginnen
dürfen“, erläutert Mittag.

Auch die hiesige CDU-Bundestagsabge-
ordnete Astrid Grotelüschen unterstützt den
Neubau eines Frauen- und Kinderschutzhau-
ses in Wildeshausen. Sie freut sich über das
positive Signal vom Bund, das passend zum
Internationalen Tag zur Beseitigung von Ge-
walt gegen Frauen Mitte der Woche kam: „Es
ist wichtig, dass wir von häuslicher Gewalt
betroffenen Frauen und deren Kindern einen
Zufluchtsort bieten können.“

von Kerstin Bendix-KArsten
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Stuhr/Bremen. Die Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft wegen des Verdachts auf Volks-
verhetzung und Verwendung verfassungs-
widriger Kennzeichen gegen einen Bremer
Feuerwehrmann, der in Brinkum wohnt, hat
nun auch zu Reaktionen in der Gemeinde
Stuhr geführt. So hat Stuhrs Bürgermeister
Stephan Korte bestätigt, dass der Mann, des-
sen Wohnung am Dienstag von der Polizei
durchsucht worden war, auch Mitglied in
einer Ortsfeuerwehr der Gemeindefeuer-
wehr Stuhr ist. Er wurde bis auf Weiteres
vom Dienst bei der Wehr suspendiert, erklärt
Korte weiter.

Wie berichtet, gilt der Mann als Haupttä-
ter einer Feuerwehrgruppe, die in einer Chat-
gruppe rechtsradikale und rassistische Bil-
der geteilt haben soll. Bremens Innensena-
tor Ulrich Mäurer (SPD) bezeichnete das Ma-
terial bei einer Pressekonferenz zu den Er-
mittlungen als „widerwärtig und abstoßend“.
Es gehe um „rechtsextremistischen Hard-
core“ von strafrechtlicher Relevanz. Er habe
deshalb den Staatsschutz der Polizei sowie
das Landesamt für Verfassungsschutz ein-
geschaltet. Es sei auch zu klären, ob Verbin-
dungen zu rechtsextremen Netzwerken be-
stehen. Mäurer räumte auch ein, dass alle

vorliegenden Dokumente des Chatverlaufs
aus dem Jahr 2015 stammen. Strafrechtlich
wären sie damit verjährt. Die Ermittler seien
aber überzeugt, dass „da noch mehr stattge-
funden hat und nicht 2015 aufhörte“. All das
müsse die Überprüfung der bei der Durchsu-
chung beschlagnahmten Handys und Com-
puter ergeben.

Der Feuerwehrmann wurde in Bremen
vom Dienst bei der Feuerwehr suspendiert,
er darf die Dienstgebäude der Feuerwehr
nicht mehr betreten. Gleiches gilt nun auch
für die Gemeinde Stuhr. Die Verwaltung
habe sich umgehend nach Bekanntwerden
der Vorwürfe mit den Brandmeistern der
Stuhrer Feuerwehren in Verbindung gesetzt,
berichtet Stephan Korte. „Die Vorwürfe ste-
hen im krassen Widerspruch zum Selbstver-
ständnis der Feuerwehr“, betont er. Es gebe
ein „tiefes Vertrauen“ in die Feuerwehr, dass
sie Menschen in Not hilft – unabhängig von
ihrer Herkunft, so der Stuhrer Bürgermeis-
ter weiter. Diese „hohe Reputation“ gelte es
zu schützen. Korte sagt aber auch: „Die Er-
schütterung ist sehr groß.“

Daher wurde der Beschuldigte auch vom
Dienst in der Stuhrer Feuerwehr suspen-
diert. Er darf damit nicht an Einsätzen oder
internen Fort- und Ausbildungen sowie
Diensten teilnehmen. Auch zu den Feuer-

wehrhäusern hat er keinen Zutritt mehr,
sagt Korte. Sollten sich die Vorwürfe gegen
den Beschuldigten erhärten, werde dies
auch Konsequenzen über das Ermittlungs-
und ein mögliches Disziplinarverfahren hi-
naus haben. Egal, ob die Taten strafrecht-
lich verjährt sind oder nicht, betont der
Stuhrer Bürgermeister weiter.

Im Bereich der Stuhrer Feuerwehren gebe
es derzeit „keine Hinweise“ auf ähnliche
Fälle, berichtet Korte. Inwieweit sich die Er-
mittlungen im Umfeld der Bremer Berufs-
feuerwehr auch auf Niedersachsen oder an-
dere Feuerwehren ausweiten könnten, liege
bei den Ermittlungsbehörden, ergänzt
Stuhrs Erste Gemeinderätin Bettina Schar-
relmann. Die Verwaltung will weiterhin den
Kontakt und den Austausch mit den Orts-
feuerwehren und der Polizei suchen, um zu
schauen, wie die Situation vor Ort ist, so
Scharrelmann weiter.

In Bremen soll die Aufklärung der Vor-
gänge, die sich auch um Sexismus-Vorwürfe
gegen Feuerwehrleute drehen, mit einem
Hinweistelefon der Innenbehörde unter-
stützt werden. Unter der Telefonnummer
0421/36132422 können sich Betroffene und
Hinweisgeber anonym melden. Eine ähnli-
che Einrichtung kann sich auch Stuhrs Bür-
germeister Stephan Korte vorstellen.

„Erschütterung ist sehr groß“
Reaktion auf Rechtsextremismus-Vorwürfe gegen Brinkumer Feuerwehrmann

Der Brinkumer Feuerwehrmann, der bei der Berufsfeuerwehr Bremen arbeitet und gegen den es Rechtsextremismus-Vorwürfe gibt, wurde
auch vom Stuhrer Feuerwehrdienst suspendiert. FOTO: BJÖRN HAKE

von eiKe WienBArg

Gespräche mit Klinikverbund

Landkreis Diepholz. Insgesamt 60 Coro-
na-Impfzentren sollen in ganz Niedersach-
sen entstehen, das hat die Landesregierung
in ihrem Konzept zum Aufbau der Impfzen-
tren festgelegt. Für den Landkreis Diepholz
könnten es theoretisch wegen der Anzahl
der Einwohner sogar zwei werden, wobei
die Tendenz dahin zu gehen scheint, eher
einen konzentrierten Standort zu etablie-
ren. Derzeit ist die Kreisverwaltung auf der
Suche nach geeigneten Liegenschaften, in
denen ein Impfzentrum eingerichtet wer-
den könnte und hat dabei auch schon einen
Standort näher im Blick. Wie Kreisrat
Jens-Hermann Kleine berichtet, ist der
Landkreis derzeit in Gesprächen mit dem
Klinikverbund, um ihn als Kooperations-
partner für die Realisierung des Impfzent-
rums mit ins Boot zu holen. „Wir schauen
insbesondere auch auf den Standort Bas-
sum“, verrät er.

Denn nicht jede Liegenschaft des Land-
kreises kommt für ein Impfzentrum in
Frage. Für die potenziellen Standorte hat
die Landesregierung eine ganze Reihe
von Anforderungen gestellt. So muss unter
anderem eine räumliche Unterteilung für
einzelne Stationen vorhanden oder einfach
zu schaffen sein, es muss getrennte Ein-
und Ausgangsbereiche sowie ausreichend
Parkflächen und eine gute Anbindung an
den öffentlichen Personennahverkehr ge-
ben. Und natürlich muss ein gesicherter
Lagerraum für den Impfstoff zur Verfü-
gung stehen. „Auch eine Internetverbin-
dung ist ganz wichtig, weil das Land darü-
ber ein Terminmanagement machen will“,
erzählt Kleine. Die sei aber in der freien
Fläche im Landkreis nicht unbedingt im-
mer gegeben.

Pro Impfzentrum mit vier Impf-Plätzen
soll dann ein Impfarzt zuständig sein, der
vom Land und der Kassenärztlichen Ver-
einigung Niedersachsen (KVN) gestellt
wird. Das weitere Impf-Personal soll mit
medizinischen Kräften vor Ort abgedeckt
werden. „Das wäre mit dem Klinikverbund
alles gegeben“, sagt Kleine. Für die anfal-
lende Verwaltungsarbeit etwa am Empfang
des Impfzentrums können laut Landesre-
gierung Beschäftigte der kommunalen Ver-
waltungen oder alternativ auch Hilfskräfte
eingesetzt werden. Auch ein Sicherheits-
dienst muss für jedes Impfzentrum bereit-
gestellt werden.

Das ist an einem gebündelten Standort
natürlich einfacher. Der Kreisrat sieht aber
auch noch andere Vorteile in einem zentra-
len Impfzentrum. So könnte man etwa mit
zwei Impfärzten in einem Zentrum entspre-
chend längere Öffnungszeiten ermöglichen
als an zwei getrennten Standorten.

Bereits bis Ende November sollen die
Landkreise und kreisfreien Städte der Lan-
desregierung ihre Vorschläge zu den Impf-
zentren-Standorten mitgeteilt haben. Bis
Mitte Dezember sollten die Liegenschaften
dann auch bereits betriebsbereit gemacht
werden. „Es ist richtig und wichtig, das al-
les zeitlich organisiert zu bekommen“, sagt
Kleine. Denn undenkbar wäre es, wenn der
Impfstoff komme und es keine Möglich-
keit gebe, diesen vor Ort auch zu verteilen.

Impfzentrum könnte
in Bassum entstehen

von esther nöggerAth

Zentralklinikum meistert Hürde

Landkreis Diepholz. Das geplante Zentral-
klinikum im Landkreis Diepholz hat am Mitt-
woch eine weitere Hürde im Krankenhauspla-
nungsausschuss des Landes Niedersachsen
genommen. Der Ausschuss hat nun die von
der Kreisverwaltung beantragte Kapazität
von 344 Planbetten genehmigt, wie die bei-
den CDU-Landtagsabgeordneten Volker
Meyer und Marcel Scharrelmann mitteilen.
„Mit dieser Entscheidung bestätigt der Kran-
kenhausplanungsausschuss erneut, dass die
Planung des Landkreises Diepholz und des
Klinikverbundes zur Sicherstellung einer qua-
litativ hochwertigen, bedarfsgerechten und
flächendeckenden Versorgung durch die Spe-
zialisierung und Zentralisierung von Versor-
gungsleistungen unterstützt und für zu-
kunftsweisend hält“, wie Volker Meyer betont.

Zeitgleich äußerten die beiden Abgeord-
neten aber auch Kritik daran, dass die Rege-
lungen des Bundes für die Freihalteprämien
bei der Covid-19-Behandlung keine Anwen-
dung auf die hiesigen Krankenhäuser findet
und die Häuser keine Freihalteprämien be-
kommen. Außerdem kritisieren sie, dass die
Pflegekräfte des Krankenhauses Sulingen
keinen Pflegebonus bekommen, da sie nicht
ausreichend Corona-Fälle behandelt haben.
„Bei beiden Punkten muss es seitens des
Bundes ab Februar zu Veränderungen kom-
men, damit alle betroffenen Krankenhäuser
und Pflegekräfte von diesen Zahlungen pro-
fitieren“, findet Marcel Scharrelmann.

Land genehmigt
344 Planbetten

NOE

Gemeinde Ganderkesee Ganderkesee, 24.11.2020
Die Bürgermeisterin
Die nächste Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und Finanzen findet am Don-
nerstag, dem 03.12.2020 um 18:00 Uhr, im Sitzungssaal des Rathauses, statt.
Die Tagesordnung kann im Aushang des Rathauses und des Bürgerbüros in
Bookholzberg sowie unter www.ganderkesee.de eingesehen werden.
Aufgrund der derzeitigen Pandemie-Situation ist eine zahlenmäßige Beschrän-
kung der Zuhörerzahl erforderlich. Zu Beginn der Sitzung werden für interes-
sierte EinwohnerInnen 24 Eintrittskarten nach dem Windhundverfahren verteilt.
Das Betreten des Rathauses ist nur mit einer Mund-Nase-Bedeckung gestattet.
Alice Gerken
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